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‘XVIII. Verhandlungstag, 9.5.89 1F-S- 89 
Verfahren gegen Andreas Eichler, Ina Then, Frank Hoffmann, Reiner Hübner, Andreas ~, 
Semisch. ; 


Anwesend ca 60 Besucher, davon über die Hälfte Polizeibeamte !!! 

Das kann nicht angehen, liebe Leut, wir haben schon im letzten INFO auf die schlechte 
Besuchersituation hingewiesen. Niemand darf sich wundern, wenn die Öffentlichkeit 

durch Staatsverordnung ersetzt wird. Es liegt an uns selbst, wenn wir die Öffentlich- 
keit als letzten Schutz für die Angeklagten preisgeben; das nächste Mal kann es passier- 
en, daß nicht einmal mehr die Berichterstatter für dieses Info einen Platz erhalten 

und somit keinerlei Öffentlichkeit mehr für uns alle besteht. 


Zu Beginn stellte RA Scherzberg den Antrag, den Haftbefehl gegen Reiner Hübner aufzu- 
heben. Die Begründung: 

Die Straftaten, die Reiner vorgeworfen werden, liegen im Jahr 1986. Erst ab 1987 sind 
diese in den Straftatenkatalog des $ 129a aufgenommen worden, somit sei keine Anklage 
wegen des $ 129a möglich. Dies habe die Bundesanwaltschaft auch"bestätigt", durch ihr 
Angebot, die Anklage wegen 129a fallen zu lassen ( siehe Info Nr. 11). 

Die Gründe für die Untersuchungshaft, die im Haftbefehl aufgeführt wurden ( Fluchtge- 
fahr, keine sozialen Bindungen), seien schon längst hinfällig, da Reiner nach wie vor 
seine Wohnung habe und eine Bestätigung für einen Arbeitsplatz vorliege. Auch sei 

das Strafmaß von 2 1/2 Jahren, das die Bundesanwaltschaft im Deal-Angebot vorgeschla- 
gen habe, im Sinne der Verhältnismäßigkeit hinsichtlich der bis jetzt erlittenen U-Haft 
-zu nahezu 2/3 verbüßt. 


Hilfsweise stellte RA Scherzberg den Antrag, den Haftbefehl gegen Auflagen außer Voll- 
zúg zú setzen. 

Die Bundesanwaltschaft (Pflieger ) " konterte mit harter Haltung:" 

Sie sähe keinerlei Veranlassung, den Haftbefehl aufzuheben. Sie habe in ihrem Vorsschlag 
lediglich die Anregung gegeben, die weitere Verfolgung des $ 129a gemäß $154a 
StPQ zu beschränken. Der dringende Tatvedracht besteht weiterhin. Auch sei die von 

der Verteidigung behauptete Verhältnismäßigkeit Unsinn, denn das vorgeschlagene Straf- 
maß von 2 1/2 Jahren bezog sich lediglich auf die ( durch Aussagen anderer ) bereits 
bewiesene Beteiligung Reiners an den Masten Hasselroth und Offenthal. 

Darüberhinaus bestehe noch der Vorwurf des $ 129 ( Mitgliedschaft in einer kriminellen 
Vereinigung für die Straftaten in 1986 ) und der Vorwurf der Beteiligung am Mast Mör- 


felden. Wegen des letzteren betonte die BAW nocheinmal , daß die Beweisaufnahme zu die- 
sem Mast noch nicht abgeschlossen sei. 


Die Entscheidung über den Antrag wurde vom Senat vertagt. 


Es wurde die Beweisaufnahme zum Waffenklau in Hanau begonnen. Zeugenvernehmung Bauer. 
Die folgende Aussage ist eine Zusammenfassung ( auch der Antworten auf die Fragen der 
der Verteidiger). 

Er ( damalige Dienststelle Polizeipräsidium Ffm, K 44 - Drogenfahndung ) und sein Kol- 
lege Zahn waren am 6.11.86 nachmittags ( Demo in Hanau gegen Nukem-Alkem) von Autono- 
men als Zivilbeamte erkannt worden. Sie seien von ca 10 - 15 Personen umringt worden. 
Er habe niemand erkannt, weil alle dunkle ( schwarze) Kleidung und schwarze Motorrad- 
hauben trugen. (.Nur eine Person habe einen gelben Ostfriesennerz und ein Palästinenser- 
tuch getragen.). Eine Person habe gesagt:" Wir glauben, daß du ein Zivi bist, laß dich 
durchsuchen. Wenn du kein Zivi bist, entschuldigen wir uns, wenn ja, dann hast du Pech 
gehabt." Daraufhin wurde er und sein Kollege ergriffen, voneinander getrennt ( er ver- 
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lor ihn aus den Augen und erfuhr später, daß ihm die Flucht gelungen sei), er wurde auf 
den Boden gezerrt, wobei er keinerlei direkte Gewalteinwirkung im Sinne von Schlägen 

oder Tritten verspürte. Er habe auch keinerlei Verletzungen davongetragen. Die Druckstel- 
le am Hals, die im Protokoll erwähnt wurde, habe zwar noch 4 Tage später ( zum Zeitpunkt 
des Protokolls ) wehgetan, aber das sei keine Verletzung gewesen. 

Er habe versucht, seine Waffe mit der Hand zu bedecken, damit sie ihm nicht entwendet 
werden sollte. Daraufhin habe er einen Ruf vernommen: " Achtung, er will an die Knarre." 
Danach habe er noch versucht, sich auf die rechte Seite zu drehen, damit die Waffe von 
seinem Körper bedeckt wurde. Im Laufe der Rangelei wurde ihm die Waffe entwendet und nach 
hinten weitergereicht. Später stellte er fest, daß ihm auch der Gürtel und das Holster 
fehlten. In der Waffe seien 8 Schuß Munition gewesen, einer im Lauf und 7 im Magazin. 
Weiterhin habe man ihm neben den Handschellen und seinem Reizstoffsprühgerät alle persön- 
lichen Dinge ( Portmonaie, Schlüsselbund u.s.w.) abgenommen. 

Die Handschellen und das Reizstoffsprühgerät wurden 2 Tage später bei einer Tatortbesich- 
tigung wiedergefunden, die anderen Gegenstände blieben verschwunden. 

Nach dem Vorfall habe er sich zu Einsatzkräften begeben, die sich etwa 2 bis dreihundert 
Meter entfernt befanden, dort habe er auch den Kollegen Zahn wiedergetroffen und habe von 
dem Vorfall berichtet. Abends habe er von zu Hause aus auf der Dienststelle angerufen 

und die Nummer seiner Dienstwaffe nachgefragt. Er habe diese angegebene Nummer später 
nicht mehr kontrolliert oder überprüft. Auf seinen Namen sei noch eine 2. Dienstwaffe 
ausgegeben. Aus der entwendeten Waffe habe er selbst bei Übungsschießen Schüße abgegeben. 


Ihmgei. ein Bild in der Zeitschrift " Spiegel" bekannt, auf dem er sich zu erkennen glaubt. 
Außerdem sei auch ein Vermummter zu sehen. Das Foto muß etwas zum Tatzeitpunkt aufgenom- 
men worden sein. 

Dieses Foto wurde dann später während der Vernehmung des nächsten Zeugen - nach einer 
Unterbrechung - vom Senat vorgelegt. Es war noch nicht bei den Akten und mußte erst bei- 
geschafft werden ( Es soll von einem Fotografen Namens Wenzel aufgenommen worden sein.) 


RA Scherzberg: " Was sinn denn Autonome? Wie haben sie sie als solche erkannt?" 
Zeuge Bauer: Autonome sind mir aus Funk und Fernsehen bekannt. Sie sind immer 
schwarz gekleidet und tragen Motorrag-Strumhauben." 


RA Scherzber: " Sehen sie sich auch manchmal Motorradrennen an?" 
Zeuge Bauer: " Nein, Motorradrennen sehe ich mir nicht an." 


Zeugenvernehmung Zahn: Der Zeuge wollte seine Adresse nicht nennen, da aufgrund der 
Telefonnummer auf einem Zettel, der seinem Kollegen Bauer seinerzeit entwendet wurde, 
bei. Kollegen Drohanrufe eingegangen seien. Er selbst habe keinen solchen erhalten und 
die Telefonnummern seien inzwischen ( auch bei ihm ) geändert worden, doch möchte er 
nicht, das alles nochmal anfängt. Auf Beschluß des Senats brauchte der Zeuge seine 
Wohnadresse nicht zu nennen. 

Der Zeuge bestätigte einige Aussagen seines Kollegen. Sie seien zunächst in der Demo 
mitgelaufen, später dann am Kundgebungsort vor der Fa. Condux hätten sie sich im Rand- 


bereich der Versammlung aufgehalten. Dann seien plötzlich Steine gegen das Gebäude der 
Condux geworfen worden. Ihnen sei mulmig geworden und sie wollten gerade weg. In die- 
sem Augenblick seien sie erkannt , umringt und auseinandergezerrt worden. Er habe kein 
Verlangen nach einer Diskussion verspürt und sich sofort gewehrt. Ein Vermummter habe 
versucht, ihn in den Hoden zu treten. Nachdem es ihm gelungen sei, sich freizumachen, 
habe er demjenigen im Davonlaufen noch in den Bauch geschlagen, woraughin der jenige 
umgefallen sei. Ca 100/200 Meter entfernt habe er bei Einsatzkräften über Funk versucht 
Verstärkung zu bekommen, was jedoch nicht sofort klappte, weil der Funk überlastet war. 
Dann kam auch sein Kollege dort an, der berichtete, daß ein \Vermummter gesagt habe:" 
Macht ihn nicht ganz fertig, nehmt ihm nur die Waffe ab." Sein Kollege sei nicht ver- 
letzt gewesen, habe nur einen völlig aufgelösten Eindruck gemacht. 
Im übrigen konnte der Zeuge Zahn wenig zur Tataufklärung beitragen. Bei ihm fiel im 
Gegensatz zu seinem Kollegen besonders der Gebrauch eines militärischen \Vokabulars 
auf: Aufklärung, Front mit Steinen bepflastert, vermummte Kräfte u.s.w. 
UNE BEE Ser re na Fr Fee 


RA Viergutz: " Was war denn an diesem Tag ihr Auftrag." 
Zeuge Zahn : " Das möchte ich aus polizeitaktischen Gründen nicht sagen." 
RA Viergutz: " Aber die Polizeitaktik vom 6.11.1986 ist doch Schnee von gestern. Das 


können sie doch heute sagen. Was war also an diesem Tag ihr Auftrag?" 


Vorsitzender: " Diese Frage ist unwichtig. Es ist nicht zu erkennen, was sie in diesen 
Zusammenhang für einen Sinn haben soll." 

Sie werden sehr wohl erkennen, daß diese Frage wichtig ist, wenn sie 
die Folgefrage hören. Was war also ihr Auftrag?" 

Unser Auftrag war, als Zivilbeamte in der Demo mitzulaufen und Auf- 
klärung zu betreiben." 

Ich halte ihnen einmal ihr Protokoll aus Blatt 3 der Akte vor, da 
heißt es:" Nach dem Vorfall mit den Steinen( hier scheint es sich um 
einen anderen Vorfall zu handeln. Der Vorsitzende ließ eine Kläru ng 
nicht zu), gingen wir zurück. Ein neuer Auftrag wurde nicht erteilt." 
Soll das etwa heißen, daß sie auf eigene Faust ohne Auftrag losgezogen 


RA Viergutz g i 


Zeuge Zahm : " 


RA Viergutz: ! 


sindo" 
Zeuge Zahn: " Natürlich nicht. Der Einzelauftrag war zu Ende, aber der Gsamtauftrag 
nieht. !! 


Stellt sich für uns die Frage: Welche Einzel- und Daueraufträge werden aus polizeitak- 
tischen Gründen mit welchem Ziel erteilt, und mit welcher Begründung ist es dabei nötig, 
mit durchgeladener Pistole ( Wir erinnern uns: Eine Patrone im Lauf, sieben im Magazin) 
in einer bis dahin friedlichen Demonstration mitzulaufen? 


In der weiteren befragung stellte sich heraus, daß der Zeuge vor der Verhandlung Ge- 
legenheit hatte, bei der Polizei in Hanau Akteneinsicht zu nehmen und das Protokoll 
seiner damaligen Aussage zu lesen. 


Paragraph 353d StGB besagt: 

ee Wird bestraft, wer.... amtliche Schiftstücke eines Strafverfahrens sense al 
Wortlaut öffentlich mitteilt, bevor sie in öffentlicher Verhandlung erörtert worden 
sind oder das Verfahren abgeschlossen ist." 


Bei der Polizei in Hanau sind also Akten dieses Verfahrens frei zugänglich. 


Nachdem das Foto aus dem Spiegel begutachtet wurde, wurde der Zeuge Zahn entlassen, 
und nach kurzer nochmaliger Vernehmung des Zeugen Bauer ( Er bestätigte, daß keine 


weiteren Protokolle und Vernehmungen zu diesem Vorfall bestehen.) auch dieser entlas- 
sen. 


Verhandlungsschluß. 


XIX. Verhandlungstag, 11.5.89 


Verhandlung gegen Andreas Eichler, Frank Hoffmann, Ina Then, Reiner Hübner, Andreas 
Semisch 

Die Beweisaufnahme wurde mit der Vernehmung von 3 ZeugInnen fortgesetzt. 

Die Zeugin Harig war bis zum Mai 1987 Arbeitskollegin von Ina Then in der Buchhaltung 

des Frankfurter Sheraton Hotels. Sie gab an, Ina habe sie im Oktober 1986 gebeten,einige 
Dinge für sie aufzubewahren. Es handelte sich um 2 Funksprechgeräte, eine Tüte mitKlei- 
dern sowie ein verschlossenes Cuvert, das nach Schätzung der Zeugin etwa 10-15 Blätter 
DIN A 4 enthalten haben soll. 

Frau H. bewahrte diese Gegenstände an ihrem Arbeitsplatz im unverschlossenen Schreib- 
tisch auf, ohne Ina den Ort der Aufbewahrung mitzuteilen. Als sie im Mai 1987 in Schwang- 
erschaftsurlaub ging, habe sie Ina die Gegenstände zurückgegeben. Auch eine weitere Kol- 
habe für Ina Dinge aufbewahrt. 

Das Gericht legte der Zeugin Bilder vor, die bei Ina gefundene Funkgeräte zeigte. Sie Be- 
hauptete, die Geräte als die von ihr aufbewahrten wiederzuerkennen. RA Fresenius hielt 
ihr vor, bei der Vernehmung durch die Kripo vor anderthalb Jahren habe sie die Geräte ab- 
er nicht wiedererkannt. Die Zeugin bestätigte dies und konnte nicht erklären, warum ihr 
Gedächtnis nun besser sein sollte. Insgeamt entstand der Eindruck einer wohlpräparierten 
Zeugin, die mehr als eifrig war, die Wünsche der Herren Richter zu erfüllen 

Die Bundesanwaltschaft fragte die Zeugin, was Ina gesagt habe, warum die Zeugin die Sa- 
chen für sie aufbewahren solle. Die Zeugin erwiderte, Ina habe gesagt, es sei besser, die 
Zeugin wisse es nicht. Die BAW hielt der Zeugin eine frühere Aussage vor, wonach Ina ge- 
sagt haben soll, wenn man die Sachen bei ihr ( Ina ) fände, könne man ihr einen Strick 
daraus drehen. Die Zeugin bestätigte diese Version und fügte hinzu, es sei ein Gespräch 
vorausgegangen, über das dauernde Filmen auch Unbeteiligter durch die Polizei bei Demon- 
strationen und Ina habe hinzugefügt, daß sie sich nichts vorzuwerfen habe. 

Bundesanwalt Brinkmann wollte nun wissen, was die Zeugin über Inas politische Gesinnung 
wisse, eine Frage übrigens, die während der Vorermittlungen allen ehemaligen KollegInnen 
Inas gestellt worden war. Die Zeugin erklärte, in der Abteilung sei bekannt gewesen, daß 


Ina der " grünen Gruppierung" nahegestanden habe und an die Startbahn ginge.Ina habe sich 
negativ über den Staat und vor allem die Brutalität der Polizei bei Demos geäußert. 


daß Ina bei politischen Themen immer in der "Wir"-Form gesprochen habe, z.B. mit dem 
auf eine Demonstration bezogenen Satz " Wir haben für Aufruhr gesorgt". Außerdem 

habe Ina gesagt:" Wenn ich viel Geld hätte, würde ich es gegen den Staat einsetzen." 
Die Zeugin bestätigte diese Version. Deutlich offenbarte die BAW an diesem Punkt ihre 
Taktik: da ihr wircklich Beweise für das bestehen einer"terroristischen Vereinigung" 

n ach $ 129a StGB fehlen,"ersetzt" sie diese durch das Ausspitzeln der politischen Ge- 
sinnung der Angeklagten und klammert sich an lächerliche Details wie das Verwenden der 
" Wir"-Form in einer lockeren Unterhaltung zwischen Kolleginnen. Aber politische Justiz 
ist in ihrem Kern halt immer Gesinnungsjustiz. 


Der Zeuge Meier , beschäftigt bei einer Frankfurter Filiale der Commerzbank berichtete 
über ein Schließfach, das Andreas Eichler dort seit dem 2.9.86 besaß und in dem von der 
Kripo u.A. am 5.11.87 Zeitungsartikel über Anschläge und Kopien von Bekennerschreiben 
gefunden worden waren. Zugang zum Schließfach hätten nur Andreas selbst sowie ab dem 
13.1086 auch die mit einer Vollmacht ausgestattete Ina gehabt. Zu jedem Schließfach 
werde eine Karte geführt, in der jeder Besuch mit Datum, Uhrzeit und Unterschrift des 
Besuchers eingetragen werde. Sodann wurde diese Karte verlesen, die 26 Besuche durch 
Andreas Eichler zwischen dem 5.9.86 und dem 29.10.87 auflistete. Ina hatte das Schließ- 
fach lediglich an jenem Tag besucht, als sie die Vollmacht erhielt. Darüber, was im 
Schließfach verwahrt wurde, konnte Herr Meier nichts sagen, das sei Sache des Kunden, 
er und die Bank wüßten darüber nichts. 


Mit dem_Zeugen K. Redakteur der Frankfurter Rundschau, trat einer jener willfährigen 
Journalisten auf, wie sie der Staatsschutz liebt. 

Zu den Aufgaben dieses "Redakteur vom Dienst" Herrn gehört es, Bekenneranrufe odertele- 
fonische Bombendrohungen entgegen zu nehmen. Manche AnruferInnen wüßten wohl die Durch- 
wahl, andere würden durch die Telefonzentrale der FR mit ihm verbunden. Tonbandaufnah- 
men könnten nur gemacht werden, wenn der Anruf zunächst von der Zentrale entgegengenommen 
würde, und schon dieser etwas komisch vorkomme.Ansonsten mache er, der Redakteur vom 
Dienst, sich Notizen über den Inhalt des Anrufes und Merkmale der entsprechenden Person 
( Mann/Frau, Akzent, AusländerIn, Dialekt, Eigenheiten etc.) Dann rufe er sofort die 
Kripo an, die dann Beamte zur Aufnahme eines Protokolls schicke. 

Nach letzterem Schema lief es auch if Juni 1986 ab, als ein Anrufer sich zum Anschlag 
auf das Verwaltungsgebäude der Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke bekannt habe. 
Allerdings konnte der Zeuge sich nicht mehr im einzelnen erinnern, da er seitdem soviel 
Anrufe bekommen habe. Richter Schieferstein hielt ihm jene Notiz vor, die der Journa- 
list sich damals für das Gespräch mit der Polizei gemacht hatte, und die nun bei den 
Akten liege. Danach notierte der Denunziant damals, der Anrufer habe mit näselnder, ver- 
stellter Stimme gesprochen, Zusatz in Klammern:'" Taschentuch". Der Zeuge bestätigte diese 
Angaben und erklärte, er wisse aus Kriminalfilmen, daß solche Leute zur \erstellunng ein 
Taschentuch vor den Mund zu halten pflegen. Aus den Notzien ging im übrigen hervor, daß 
der Herr Journalist den Anrufer nur zum Teil verstanden hatte und z.B. den Namen des 

" Kommandos", für das der Anrufer sprach, nicht wiedergeben konnte. 


9.5.89 Nachmittags, abgetrennte Verhandlung gegen Mike Kurth 
Plädoyer Bundesanwalt Brinkmann 


Mike Kurth war lange Jahre in der Anti-AKW Bewegung. Von daher hat er mit Symphatie 
Berichte über Strommastanschläge verfolgt. 1986 war der Unfall in Tschernobyl. Wie aus 

der Erklärung von Mike Kurth zu ersehen ist, empörte ihn besonders die Zurückhaltung 

von Informationen, ebenso wie die gerade bekanntwerdende Affaire um das Atomzentrum 

Hanau ( Schiebereien, mangelnde Sicherheitsvorkehrungen). Seine Angst verwandelte sich 

in Wut. Seine Erklärung, Mastsägen habe damals"Volkssportcharakter"gehabt und sei wie 
einen Baum umsägen, da man dazu nur Säge und genügend Wut bräuchte, verniedlicht seine 
eigene Tatbeteiligung. Man denke dabei an die Verletzung von U. James. 

Nachdem der Mast Mörfelden am 20.6.86 gefallen war, überredete Andreas Eichler Mike Kurth 
nun auch an einer solchen Aktion teilzunehmen. M.Kurth war einverstanden unter derBeding- 
ung, daß es kein Mast " auf der grünen Wiese" sei, sondern der Bezug zur AtomfirmaNukem 
gegeben sei.Es gab ein Vorbereitungstreffen in Andreas Eichlers Wohnung, an welchem außer- 
dem noch Ina Then, Sigrun Gabriel, Reiner Hübner, Frank Hoffmann und Michael Kurthteil- 
nahmen. Dabei fiel die große Sachkenntnis von Andreas Eichler auf. Über Bedenken Einzel- 
ner wurde geredet, solange bis der Entschluß gefaßt wurde: Andreas Eichler sollte das 
Bekennerschreiben verfassen, M.Kurth und Sigrun Gabriel Wache schieben. Es fand eine Orts- 


begehung ( Hasselroth) zu dem Mast statt, den Andreas Eichler ausgesucht hatte. 

Am 9.10.86 wurde in M. Kurths Wohnung eine Fotokopie eines Landkarte gefunden, auf der 
der Mast mit Filzschreiber markiert war. An der Tat nahmen die genannten Personen plus 
eine bis dato unbekannte Person aus Mörfelden teil. Die Täter brachten Sägen, weiße Farbe, 
zum markieren der Schnittstelle und Öl zum kühlen mit. Es wurde in abwechselnder beteili- 
gung gesägt. Auch M. Kurth und S. Gabriel sägten mit. Es wurden die unteren Querstäbe des 
Mastes durchtrennt. Zwei Beine des Mastes wurden angesägt. Die dabei entstandenen Keile 
wurden mit Hilfe von Baumstämmen herausgetrennt. Der Mast, der der Preußen Elektra gehört, 
kippte. Es entstand ein Sachschaden von 50.000 DM und eine Störung der Stromversorgung 
von 6 Minuten. 

Am 9.7.86 ging ein Bekennerschreiben der " Revolutionären Heimwerker" bei der Frankfurter 
Rundschau, dem Hanauer Anzeiger und DPA ein. 

DiePreußenelektra wurde darin als Hauptbetreiber des AKW'S Brokdorf genannt. Es wurde 
die Abschaltung aller AKW's gefordert und die Schließung von Nukem. 

Zu der Verhaftung von Mike Kurth am 9.10.86 am Grenzübergang Kehl: 

Es gab ein bewußtes und gewolltes Zusammenwirken bei der Einführung der Präzisionsschleu- 
dern, der dazugehörigen Armstützen, der 370 Feuerwerkskörper, Leuchtkugeln, Leuchtpatro- 
nen, der Sturmhaube und des Morgensterns. 

M.Kurth hat in seiner Erklärung vor Gericht am 7.3.89 seine Tatbeteiligung am Strommast 
Hasselroth am 9.7.86 eingeräumt. Am 2.5.89 hat er durch Bestätigung seiner Aussagen vom 
März 88 ( staatsanwaltschaftliche Vernehmung in Karlsruhe) sein Geständnis spezifiziert. 
Sein Geständnis ist glaubhaft. Außerdem wird es durch die Aussagen von S. Gabriel be- 
stätigt. An der Richtigkeit ihrer Aussagen gibt es keinen Zweifel. Die Situation mit 
ihrer drogenabhängigen Tochter ist zwar schwierig gewesen, aber sie fällt nicht unter 

$ 136a ( verbotene Vernehmungsmethode). S.Gabriel war nicht vernehmungsunfähig. 

Am 14.3.88 hat M. Kurth alle Täter aufgezählt, die auch S. Gabriel genannt hat.Während 
des Prozesses am 2.5.89 hat er seine Aussagen vom März 88 nicht bestritten, ebensowenig 
wie in seiner Erklärung vom 7.3.89 Zitat:( Nachzulesen im Info Nr. 4, Seite 10, Stelle 

wo er aus dem Brief an die DV zitiert.) 

Weiter hat M. Kurth nichts zu den Märzaussagen gesagt. Seine Anwälte stehen auf dem Stand- 
punkt, die Aussagen vom März 88 bauen auf denen des November 87 auf, die durch Täuschung 
und unter Ausnutzung des erschöpften Zustandes M. Kurths zustande kamen. Die angebliche 
Vernehmungsunfähigkeit wurde aber nicht bestätigt. ( Die Novemberaussagen durften aus 
formaljuristischen Gründen nicht in den Prozeß eingeführt werden) . Außerdem gilt der 
Erschöpfungszustand nicht mehr im März 88. M.Kurth war sich seiner Aussagen bewußt, er tat 
sie aus seiner freien Entscheidung heraus ( siehe auch Zitat der Erklärung) 

Glaubwürdig wird die Aussage auch dadurch, daß I. Then ihre Beteiligung an dem Anschlag 
Hasselroth eingeräumt hat. 

Zum Grenzübertritt Kehl: Die Erklärung von M.Kurth vom 2.5.89, er habe sich bei der Mit- 
nahme der Präzisionsschleudern nichts gedacht, ist eine SchutZbehauptung. Dafür waren es 
zuviel Zwillen, zuviel Leuchtmunition. Das Handeln war zielgerichtet. Entweder wurden die 
Gegenstände auf Vorrat gekauft, oder sie wurden für andere Personen mitgebracht. Gerade 
Startbahngegnern ist bekannt, daß Präzisionsschleudern in der BRD verboten sind. Bei dem 
Morgenstern hat M. Kurth gesagt, er habe nichts von einem Verbot gewußt, bei den Zwillen 
habe er sich nur nichts gedacht. Für den Fall, daß dies vom Gericht nicht genügend 
gewürdigt wird, stellt die BAW folgenden Hilfsbeweisantrag: Der Polizeibeamte 
Harvanek soll geladen werden. Außerdem soll die " Wackerland News" Nr.? 

in Augenschein genommen werden . Der Beamte Harvanek wird bestätigen, daß die 
Wackerland News" in Andreas Eichlers Auto gefunden wurde. In der besagten Ausgabe wird 
berichtet, daß eine Person versucht hatte, von Zürich aus eine Präzisionsschleuder in 

die BRD einzuführen. Die Person wurde zu einer Gefängnisstrafe verurteilt. M.Kurth kann 
also keinen Verbotsirrtum geltend machen. 

Auch beim Fällen des Strommastes war M.Kurth das Verbot der Tat bewußt. Er war damals 

von einer rechtsfeindlichen Gesinnung beherrscht gewesen. Auch wenn das erstrebte Endziel 
( Abschaltung aller AKW's ) von großen Teilen der Bevölkerung gertagen wird, darf eine 
kleine Minderheit nicht zu illegalen Mitteln ( Strommastsägen ) greifen. Politische 
Probleme müssen anders als durch Gewalt gelöst werden, vgl. dazu auch das Blockadeurteil 
des Bundesverfassungsgerichts. M. Kurth ist deshalb wegen § 316b ( Störung öffentl. Be- 
triebe) $ 53 StGB ( Tatmehrheit ) und $ 37 Abs 1 des Waffengesetzes zu verurteilen. 


Plädoyer Bundesanwalt Bell 


zur Strafzumessung 

Der Verstoß gegen das Waffengesetz und gegen $ 316b ( Störung öffentl. Betriebe) kann 
mit Geld- oder Freiheitsstrafe geahndet werden. Es ist bei der Strafzumessung der $ 46 
StGB zu beachten ( Schuld des Täters, Wirkung der Strafe, Beweggründe, Gesinnung, Maß 


Ss 


der Pflichtwidrigkeit, Auswirkung der Tat, Vorleben des Täters, Verhalten nach derTat) 

Es werden hier keine mildernden Umstände gesehen. M. Kurth ist Mittäter gewesen.Die 
politischen Gründe, die Ängste vor Unfällen von AKW's sind beachtenswert. Er teilt sie 

mit vielen Menschen. Ähnlich verhält es sich bei der Ablehnung der Startbahn-West: Die 
Belastung durch den Bau von Natur, Umwelt und der anliegenden Bevölkerung sind erheblich 
Trotzdem heiligt nicht der Zweck die Mittel. Illegales Handeln, zeugt von völlig falschem 
Demokratieverständnis. Verfassungsmäßige und mehrheitlich gewählte Organe dürfen nicht 

mit solchen Aktionen unter Druck gesetzt werden. 

Zu der schwere der Tat: das Verbundnetz überzieht die gesamte BRD. Es ist also unmöglich 
jeden einzelnen Mast zu schützen. Bei den zahlreichen gefällten Strommasten wurden Methoden 
angewandt, die keine Spuren hinterlassen. Deshalb ist bisher auch kaum ein Anschlag aufgeklär 
klärt worden. Das hat verherrende Folgen für das Rechtsbewußtsein der Bevölkerung. Hier 

muß das Strafrecht einspringen und durch Ahndung der Taten von M. Kurth mögliche Nachah- 


mungsträter abschrecken. Außerdem soll dadurch dem Bürger wieder das Gefühl der Sicherheit 
gegeben werden. 

Fast täglich werden öffentliche Gebäude aus politischen Gründen beschmiert. 

werden Molotow Cocktails in sie geworfen und werden Parteibüros aller Parteien besetzt. 

Bei diesen politisch motivierten Straftaten muß Strafe als Prävention eingesetzt werden. 

Der Anschlag auf den Strommast Hasselroth vom 9.7.86 hat eben nicht nur Aufmerksamkeit 

erregt, sondern auch viele Menschen gemeinsam betroffen. Strafverschärfend sind die 

umfangreichen gemeinsamen Vorbereitungen und der erhebliche Aufwand an Energie und Zeit 

beim stundenlangen sägen. 

Zu beachten ist aber auch die Person M.Kurth: Da er im Waisenhaus bzw. bei Pflegeeltern 

aufwuchs und ihm die gewünschte Berufsausbildung verwehrt blieb, ist es erstaunlich, 

daß er bis heute das Ziel der beruflichen Qualifikation weiter verfolgte. Auch lebt er 

privat in geordneten Verhältnissen ( Heirat ). Das ist positiv zu bewerten. Auch 

kann man ihm zugute halten, daß seine Einsicht, an Anschlägen zukünftig nicht mehr teil- 
zunehmen, nicht erst aus dem Unfall von U. James resultierte, sondern schon vorher 

da war. 

Die U-Haft im Oktober 1986 hatte u.a. diese heilsame Wirkung verursacht. M. Kurth hat 
entscheidende Mithilfe bei der Aufklärung der Straftaten geleistet. Zwar versuchte er 

das während der Hauptverhandlung zu kaschieren, das ist aber auf die Diskussion um " 

" Verräter" in der Szene zurückzuführen. 

Andreas Semisch hat das ebenfalls in der Hauptverhandlung in ungenierter Haltung noch- 

mals ausgeführt. M. Kurth soll jedoch seine Haltung in der Hauptverhandlung zu seinen 
früheren Aussagen nicht zum Nachteil gereichen, ebensowenig seine bösartigen Unterstellung- 
en gegen die ermittelnden Beanten. 

Für die Störung öffentlicher Betriebe fordert die Bundesanwaltschaft eine Freiheitsstrafe 
von einem Jahr und neun Monaten, für den Verstoß gegen das Waffengesetzt 3 Monate. Beide 
Strafen werden zu einer Gesamtstrafe von einem Jahr und zehn Monaten zusammengezogen. 

Das Verhalten nach der Tat, die heutige Einstellung M. Kurths und seine Lebensführung 
rechtfertigen eine Aussetzung der Strafe mit einer Bewährungsfrist von 3 Jahren. Soweit 

muß er den Schaden wiedergutmachen. Ansonsten wird von Auflagen abgesehen. Der Haftbefehl 
wird aufgehoben, der Angeklagte trägt die Kosten des Verfahrens. 


Zusammenfassung des Plädoyers von Rechtsanwalt Bremer 


Das Plädoyer der Bundesanwaltschaft ist nicht vom Verlauf der Hauptverhandlung ausgegang- 

en, sondern hat ausschließlich die Anklageschrift gewürdigt. 

In diesem Plädoyer wird dagegen einerseits von der Erklärung M. Kurths ausgegangen und 

andererseits von den staatsanwalt. Aussagen vom 14.3.86 in der eingeschränkten Form, 
soweit durch Vorhalt in den Prozeß eingeführt. ( siehe Solidarität Nr. 11 ). Demnach 

steht M. Kurth laut seiner Erklärung zu der Tat ( Strommast Hasselroth ). Eebenso hat 

er die Beteiligung an 2 Vorbereitungstreffen und einer Ortsbegehung, die Fahrt in dem 

R 12 nach Hasselroth und das Sägen am Strommast am 14.3.88 gestanden. 

Normalerweise würde das Fällen eines Strommastes unter § 136b fallen ( Störung öffentl. 

‚Betriebe ) Bei dem Strommast Hasselroth ist das jedoch nicht der Fall: Im StGB ist die 
Störung öffentlicher Betriebe dadurch charakterisiert, daß die entsprechende Einrichtung 

bzw. deren Funktion tatsächlich gestört oder behindert werden muß. Das heißt hier, daß 
die Stromversorgung unterbrochen sein müßte, bzw. das gesamte Stromnetz darniederliegen 
müßte, um den Straftatbestand zu erfüllen. Die Beweisaufnahme ergab jedoch nichts der- 

_ gleichen. 

Der Zeuge Geißel, der die ersten Ermittlungen bei dem Strommast Hasselroth durchführte, 


konnte als Auswirkung nur über einen Spannungsabfall von 6 Sekunden berichten. Dabei 
ist nicht einmal geklärt, ob der Spannungsabfall tatsächlich von dem gefälschten Mast 
herrührt. 

Auch der Zeuge von der Preußenelektra erklärte, daß jediglich ein Spannungsabfall bei 
einem Umspannwerk zu verzeichnen war. Dank des Verbundnetzes gab es aber keinen Strom- 
ausfall, d.h. die Verbraucher wurden nicht geschädigt. Es hat also weder eine Beeinträch- 
tigung noch Verhinderung des Stromnetzbetriebes stattgefunden. Deshalb ist das Fällen 
des Strommastes Hasselroth nur nach $ 304 StGB ( Sachbeschädigung ) qualifiziert oder 
gemeinsächlich zu bewerten. 
Zu dem Verstoß gegen das Waffengesetz: M.Kurth hat in seiner Erklärung vom 2.5.89 die 
Mitnahme der Präzisionszwillen und der Signalmunition als Schwachsinn bezeichnet. Der 
Morgenstern war ein Souvenir , das für Freunde als Wandschmuck gedacht war. Von diesen 
Äußerungen her liegt ein Verstoß gegen das Waffengesetz vor. f 

Bei der Strafzumessung ist die, Wirkung auf den Täter zu beachten: Der frühere Lebenslauf 
und die mittlerweile gefestigten Lebensverhältnisse, das geständnis sowie die Erklärung 
und das Verhalten nach der Tat zeigen eine glaubhafte Abkehr und lassen den künftigen 
Lebensweg positiv erscheinen. Die Vorstrafen von 8l-84 sind zu vernachlässigen, da 

es sich dabei immer um Beförderungserschleichung, d.h. Schwarzfahren handelt. 

Das Geständnis ist am 2.5.89. in der Verhandlung bestätigt worden. Es ist dabei positiv 
daß M.Kurth die Aussagen/Bestätigungen zu anderen Tatbeteiligten verweigert hat. Denn 
die staatsanwaltschaftlichen Aussagen vom März 88 fußt auf die Aussage vom November 

87 : Und in jenen Vernehmungen wiederum sind unzulässige Verfahren angewandt worden. 

( Verhör trotz Ermüdungs- und Erschöpfungserscheinungen. 

Ende 


Anmerkung der Schreiber l 

Die Aussagen von März sind staatsanwaltschaftliche Aussagen. Dies bedeutet, 
daß sie ohne Zustimmung der Beteiligten nicht im Prozeß verlesen, und 

damit eingeführt werden können, im Gegensatz zu richterlichen Aussagen. 

Die einzige Möglichkeit ist einen der damals vernehmenden Beamten als 

Zeuge zu laden ( z.B. einen der Bundesanwälte ) 


Sinngemäß zusammengefaßtes Plädoyere von 
Rechtsanwalt Knöß 


Nach den Ausführungen der Bundesanwaltschaft ist ein Plädoyer eigentlich überflüssig; 
aber die Gelegenheit soll hier genutzt werden, um in Bezug auf das gesamte Verfahren 
einiges an Klarheit zu schaffen. Man muß sich mal den politischen Kontext des Verfahrens 
vor Augen führen. Was soll M. Kurth mit einer Verurteilung beigebracht werden? Er soll 
lernen, daß Minderheiten sich nicht eigenwillig über Mehrheitsentscheidungen hinwegsetzen 
dürfen. Das würde von falschem Demokratieverständnis zeugen. Aber: Wie sieht die bundesre- 
publikanische Wir klichkeit aus ? In einer Wochenzeitung wird der VEBA - Chef zitiert, 
der nach den ganzen Auseinandersetzungen um Wckersdorf ( politische und am Bauzaun 

mit blutigen Köpfen) auf einmal erklärt, daß die WAA nicht gebaut werden soll. Plötzlich 
als wäre er noch im Kindergarten, hat er keine Lust mehr dazu. Ein einzelner Mann bringt 
das Projekt zum kippen - aber die zahlreichen Menschen, die, wenn auch als Minderheit, 
sich gegen die WAA gewandt haben, wurden nicht gehört. Und dabei sollen sie sich auch 
noch ausschließlich an die sogenannten demokratischen Spielregeln halten. Wer hat denn 
hier ein falsches Demokratieverständnis? 

Die arrogante Umgehensweise mit der Bevölkerung, die undemokratische Weise, wie hier 
Entscheidungen fallen, ist eine staatliche Provokation. Dadurch werden Straftäter vom 
Staat geradezu produziert. Hier ist dazu ein Beispiel aus Verfahren von Verstößen gegen 
das Betäubungsmittelgesetz angebracht: Wenn ein Zivilbeamter den potentiellen Konsumenten 
überhaupt erst anstiftet, Drogen zu kaufen, also ursächlich für das illegale Handeln 
verantwortlich ist, dann erlischt der Strafverfolgungsanspruch des Staates. 

Bei dem " bösartigen" Angriff gegen vernehmende Beamte, der M. Kurth unterstellt wird, 
fragt die BAW nicht, was an den Vorwürfen wahr sein könnte; Nein, der Angriff wird 

von vorneherein als bösartig abqualifiziert. 

Wenn man aber etwas als bösartig bezeichnen kann, dann die Paragraphen 129, bzw. 129a. 
1980-87 sind ingesamt 2131 Ermittlungsverfahren wegen 129a eingeleitet worden. Davon 
kamen nur 5% zur Anklage und von diesen wurden sage und schreibe 30 Personen verurteilt. 
Das sind 1,4% der eingeleiteten Verfahren. Offensichtlich liegt die Funktion des Paragraph- 
en nicht in den Urteilen. Mit Verdacht auf $ 129a lassen sich jedoch ohne weitere Begrün- 


dung Straßenkontrollen und Hausdurchsuchungen durchführen, werden Telefone überwacht 

und Verteidigerrechte eingeschränkt. ( So auch in diesem Verfahren ) Die Leichtigkeit‘, 
mit der 129a Verfahren eingeleitet und wieder eingestellt werden, lassen nur den Schluß 
zu, daß es oft gar nicht um ernsthafte Verfolgung von Straftaten geht. Der 129a ist 

ein Ermittlungsparagraph, der aber jeden gegen ein solches Verfahren läuft mit dem 
Begriff "Terrorist" stigmatisiert und diskrimminiert. Betroffen sind davon soziale 
Bewegungen, wie die gegen die Startbahn West. Erfassen der gesamten Bewegung, automatisch 
Finschüchtern und Abschrecken von politischer Tätigkeit sind die Ziele, die mit dem 
Hilfsmittel 129a verfolgt werden. 

Zu der Beleidigung von BAW Pflieger, M. Kurth hätte kein Rückgrat ( Pflieger hatte 

das zu Mike gesagt, nachdem dieser in seiner Erklärung gesagt hatte, er wolle aufrecht 
aus dem Gerichtssaal gehen) : In der Situation, in der gegen M. Kurth ein 129a Verfahren 
eingeleitet wurde, in der Falschbeschuldigung gang und gäbe waren und die vernehmenden 
Plizeibeamten anscheinend Angst haben, von den Vernehmungsmethoden zu berichten ( Siehe 
dienstliche Erklärungen ) ist die Bemerkung von BAW Pflieger völlig unangebracht. Das 
ist ungefähr so, als würde man den ganzen Tag Treibgas sprühen und sich Abends über 

das Ozonloch beklagen. 

Die BAW bemüht sich nicht einmal: darum zu verstehen, weshalb jemand dazu kommt, Sachen 
zu beschädigen. Gefährdet haben die Strommastsäger nur sich selbst und nicht die Allgemein- 
heit. Da beim Strommast Hasselroth nur ein Spannungsabfall von 7 Sekunden zu verzeichnen 
war, wäre es rein von daher blöde, so was noch einmal zu machen. 

Der Verteidigung fällt es schwer, überhaupt einen Strafantrag zu stellen. Denn die 
beschriebene Vorgehensweise bei der willkürlichen Durchsetzung von Großprojekten und 

die Versuche der Bevölkerung, sich dagegen zu wehren, lassen die herkömmlichen Interpretat- 
ionen von Recht und Unrecht nicht zu. Wer handelt in diesem Fall im Unrecht, wer im 
Recht? Die Verteidigung ist der Meinung, daß gerade die Verfolgung der Menschen, die 
sich berechtigterweise gegen die Machenschaften der Atomindustrie und die Bedrohung 
durch AKWUnfälle wehren, den Rechtsfrieden bricht. Insofern stellt die Verteidigung 
fest, daß sie nichts gegen die Anträge der BAW hat, da das ein Schritt in die richtige 
Richtung zur Wiederherstellung des Rechtsfriedens ist. 

Ende 


Prozeßtermine 
Beweisaufnahme: 
Wahl urnes 18.5. Und 23.5. 
am 25.5. ist ein Feiertag 
Allgemeine Terminierung: 
DIE une Do non 30,34 bist 23.7489 
Sommerpause 
Dä und "Don 24285 bis 312,889 


Autonomes Prozeßbüro 


aktuelle Infos zu den Startbahnprozessen: 069/703337 


im JUZ Bockenheim, Varrentrappstr. 38, jeden Dienstag und Donnerstag 
von. 22 = 19.00 Uhr, jeden Freitag van. 12.00.- 15.00 Uhr 
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